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hat das Verwaltungsgericht Gieen - 5. Kammer - durch

Vorsitzenden Richter am VG Hénsel als Einzelricter
auf Grund der mundliohen Verhandlung vom 15. August 2013 fur Recht erkannt:

Verkndet am:

Klager

Beklagte,

Geschäftsführung
Stempel Bundesvorstand
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1. Der Bescheid des Personal Service Telekom der Deutsche Telekom AG
vom 17.09.2012 und der widerspruchsbescheid derselben Stelle vom
09.10.2012 werden aufgehoben. Die Beklagte wird verpflichtet, dem Kli-
ger lm Wage‘ das Schadensersatzes ab dam 01.09201 1 Versorgungsbe-
zllge auf der Grundlage eines Ruhegehaltssatzes von 65,69 v. H. zu ge-
wélhren.

2. Dle Kosten des Verfahrens hat die Beklagte zu tragen.

3. Das Urtell Ist wegen der Kosten vorlug vollstreckbar. Die Kosten-
schuldnerin dart dle Vollstreckung durch Slcherheitsleistung nach Mars-
gabe der Kostenfestsetzung abwenden, falls nicht der Gléiubiger vor der
Vollstreckung Sicherheit in derselben Hiihe leistet.

Tatbestand
'

Der am geborene Kléger stand bis zu seiner mit Ablauf des Monats Au-
gust 2011 erfolgten Versetzung in den Ruhestand im Dienste der Beklagten. Zuletzt
hatte er das statusrechtliche Amt eines Technischen Fernmeldearntmanns (Besol-
dungsgruppe A 11 BBes0) inne und war bei dem lnformations- und Prozess-
management Center der Deutsche Telekom AG in Gieen bescheftigt.

Mit Bescheid vom 01.09.2011 setzte der Personal Service Telekom der Deutsche
Telekom AG die dem Kléger ab dem 01.09.2011 zustehenden Versorgungsbeziige
fest. Der Festsetzung lag ein Ruhegehaltssatz von 59,95 v. H. zu Grunde. Gegen die-sen Bescheid legte der Kleger mit Schreiben vom 27.09.2011 mit der Begrilndung
Widerspruch ein, im April 2011 habe er eine Berechnung erhalten, aus der sich einRuhegehaltssatz von 65,69 v. H. ergeben habe. Entgegen der damaligen Berech-
nung habe die Versorgungsstelle nunmehr seine Ausbildungszeit vom 24.09.1967 bis31 .01.1971 nicht beriicksichtigt. Mit Widerspruchsbescheid vom 26.01.2012 wies derPersonal Service Telekom den Widerspruch im Wesentlichen mit der Begriimdung zu-rck. die vom Klger absolyierte Lehre als Radio- und Fernsehtechniker stelle keine
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ruhegehaltféhige Dienstzeit dar. Auf die unverbindiiche Auskunft vom Apn'| 2011
kénne der Kiéiger keinen Anspruch stiltzen. Die gegen diese BB8<>heid@ eihbeiia
Kiage wies das Verwaitungsgericht Gieen mit rechtskréftigern Urteil vom 26.07.2012
— 5 K 170/12.Gl -— zurck.

Mit Schreiben an den Personal Service Teiekom vom 28.08.2012 machte der Kiaiger
einen Schadensersatzanspruch geltend. Er ftihrte aus, er habe im Hinbiick auf die
Vorabmleilung ber seine Versorgungsbezge vom April 2011 seine Versetzung in
den Ruhestand beantragt. Aufgrund der fehierhaen Berechnung sei ihm ein Scha-
den van monatllch 205,00 € entstanden. Mlt Bescheid vom 17.09.2012 iehnte der
Personal Service Teiekom den Antrag mit der Begrilndung ab, fiir den Kléger sei ein
Schaden nicht eingetreten, weii sich auch bei einer korrekten Auskunft an den fest-
gesetzten Versorgungsbezilgen nlchts éndere. Den gegen diesen Bescheid einge-
legten Vwderspruch wies der Personal Service Teiekom mit Widerspruchsbescheid
vom 09.10.2012 zurilck. Er filhrte aus, der Klger erstrebe auf dem Umweg desSchadensersatzes eine tibergesetzliche Versorgung. Dies widerspreche der Vor-schri des § 3 BeamtVG. Die verbindliche Festsetzung der Versorgungsbezge seiemt durch den Versorgungsfesteetzungsbescheid erioigt. Die zuvor erteiite unver-bindliche Auskunft habe iedigiich Anhaitspunkte geiiefert. Zudem sei bei der Hhedes Schadensersatzes die nun fehiende Dienstpfiicht mit den tégiichen Fahrtkosten

und sonstlgen Ersparnissen mit zu bewerten.

Mit bei Gericht am 25.10.2012 eingegangenem Schriitsatz hat der Kléger Klage er-hoben.
"

Er trégt vor, er habe auf die Richtigkeii der Auskunft vom 28.04.2011 vertraut. Hatteer deren Fehierhaftigkeit gekannt, hétte er seinen Antrag auf vorzeitigen Eintriti in denRuhestand zuruckgezogen und seinen Dienst weiter versehen. Berelts im Jahr 2006habe er eine Berechnung Llberseine ruhegehaitféhige Diensizeit erhalten. Diese Be-rechnun habe der fehlerhaften Mitteilung vom 28.04.2011 entsprochen. Durch dennicht mehr rckgéingig zu machenden Eintritt in _clen Vorruhestand erhalte er dauer-haft geringere Versorgungsbezuge, als er sie ursprtingiich erwartet habe. Aus Grim-
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den der Schadensminderung habe er nunmehr gegenber der Rentenversicherung
einen Antrag auf Anerkennung seiner Ausbildungszeiten gestellt.

Der Kléger beantragt,

den Bescheid des Personal Servlce Telekom der Deutsche Telekom AGvom 17.09.2012 und den Widerspruchsbescheid derselben Stella vom09.10.2012 aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten, dem Kléger imwage des Schadensersatzes ab dem 01.09.2011 Versorgungsbezge aufder Grundlage eines Ruhegehaltssatzes von 65,69 v. H. zu gewhren.
Die Beklagte beantragt,

< die Klage abzuweisen.

Sie bezieht sich auf den lnhalt des Widerspruchsbescheides vom 09.10.2012.

Wegen der weiteren Einzelhelten des Sach- und Streitstandes wird auf den lnhalt derGerichtsakten in diesem Verfahren sowie im Verfahren 5 K 170/12.Gl und auf denlnhalt der beigezogenen Behbrdenakten (2 Hefter Personalakte, 1 Hefter V\der-
_spruchsakte) Bezug genommen. Diese Akten waren Gegenstand der mllndlichenVerhandlung.

Entscheidungsgrnde

Die Klage ist zuléssig-

Fr das vom Klger verfolgte Schadensersatzbegehren ist gem. § 40 Abs. 2 Satz 2VWGO, § 54 Abs. 1 BeamtStG der Verwaltungsrechtsweg erdffnet. Der Kléger sttztsein Begehren nicht auf eine Amtspichtverletzung (§ 839 Abs. 1 BG B, Art. 34 Satz 1GG), fr die nach § 40 Abs. 2 Sat: 1 VwGO der ordentliche Rechtsweg gegebenwre. Vielmehr macht er einen in die Prufungskompetenz der Verwaltungsgerichte
fallenden beamtenrechtlichen Schadensersatzanspruch geltend (vgl. BverwG, U11.v. 25.02.2010 - 2 c 22.09 -, IOD 2010, 134).

1
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Die Klaga ist als Verpflichtungsklage nach § 42 Ab$- 2 VWGQ Staha Ob?’ die Ge"
wéhrung von Schadensersatz ist durch Venualtungsakt zu entscheiden. Das in be-

amtenrechtlichen'Streitlgkeiten auch fur die Geltendmachung des beamtenrechtllchen

Schadensersatzanspruches erforderliche Vorvetfahren (vgl. BVerwG, Urt. v.

28.06.2001 - 2 C 48.00 -, IOD 2002, 4) hat stattgefunden. Der Klger hat mit Schrei-
ben an_die Beklagte vom 28.08.2012 um Schadensersatz nachgesucht. Die Beklagte
hat seinen Antrag mit den angefcchtenen Bescheiden abgelehnt.

Die Klage ist auch begrllndet.
-

-

Dem Kléger steht in dem fr die reohtllohe Beurteiiung seines Verpiohtungsbegeh-
rens maBgebIichen Zeitpunkt der mtlndlichen Verhandlung (vgl. insoweit Koppl
Schenke, 19. Au., § 113 Rdnm. 217 ff.) der geltend gemachte Anspruch zu, ihm im
Wege des Schadensersatzes ab dem 01.09.2011 Versorgungsbezilge auf der
Grundlage eines Ruhegehaltssatzes von 65,69 v. H. zu gewéhren. Der diesen An-
spruch vernelnende Bescheld des Personal Service Telekom der Deutsche Telekom
AG vom 17.09.2012 und der diesen Bescheid bestéitigende Widerspruchsbescheid

~

derselben Stelle vom 09.10.2012 sind rechtswidrlg und verietzen den Kleger In sei-
nen Rechten (vgl. § 113 Abs. 1 Satz 1, Abs. 5 VwG0).

Der Klager kann den von ihm verfolgten Anspruch auf den allein in Betracht zu zie-
henden beamtenrechtlichen Schadensersatzanspmch sttltzen. Dieser Anspruch setzt
eine Verletzung der F0rsorge- und Schutzpfllcht durch einen fr den Dienstherrn
handelnden Amtswalter voraus, die adéquat kausal zu elnem konkreten Schaden
gefuhrt hat und auf einem Verschulden beruht (vgl. Schnellenbach, Beamtenreeht in
der Praxls, 7. Au., § 9 Rdnr. 59 ff. m. z. N.). Diese Voraussetzungen sind hier erftnllt.

Die Beklagte hat dem Klélger pichtwidrig elne fehlerhafte Auskunft ber die von ihm
zu erwartenden Versorgungsbeztlge ertellt (a). Duroh diese Auskunft hat der Klager
an seinem Antrag auf Vereetzung In den vorzeltigen Ruhest-and festgehalten (b) und
dadurch einen Vermégensschaden erlltten (c). Dieses Handeln und seine Folgen be~
ruhen auf einem Verschulden der Beklagten (d).



_ 5 _

a) Der Personal Service Telekom hat dem Kléger auf seinen Antrag mit Schreiben
vom 28.04.2011 gem. § 49 Abs. 10 BeamtVG eine Auskun ber die von ihm zum
Zeitpunkt der Antragstellung zu erwaftenden Versorgungsbezilge erteilt. In dleser
Auskunft war die vom Klger in der Zeit vom 24.09.1967 bis 31.01.1971 absolvierte
Berufsausbildung zum Réc|io- und Fernsehtechnlker als ruhegehaltféhige Dienstzeit
berncksichtigt. Der Ruhegehaltssatz war mit 65,69 v._ H. angegeben. Die Anrechnung
der Ausbildunszeit entsprach nicht der Rechtslage (§ 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1

Beamt\/G) und war in dem Bescheid ber die (endgiiltige) Festsetzung der Versor-
gungsbezge vom 01.09.2011 nicht mehr enthalten. Die Rechtmlgkeit des Be-
scheides vom 01.09.2011 hat das Gericht in seinem rechtskréftigen Urteil vom
26.07201 2 — 5 K 'l7Ol12.Gl - bestétigt.

Durch die Erteilung der fehlerhaften Auskunft vom 28.04.2011 hat die Beklagte dle ihr
gem. § 78 Satz 1 BB6 gegenber dem Kléiger obliegende Frsorgepicht verletzt-
Nach dieser Vorschrift hat der Dienstherr Im Rahmen des Dienst- und TreueverhéIt-
nisses f0r das Wohl der Beamtinnen und Beamten zu sorgen. Fr die bei der Deut-
ache Telekom AG beschéigten Beamten nimmt diese die dem Dienstherm Bund
obliegende Frsorgepflicht wahr (§ 1 Abs. 1 Satz 1 PostPersRG). Zur Filrsorgepicht
des Dienstherm gehdrt es, den Beamten vollstéindig und zutreffend zu beraten, wenn
dieser um Beratung nachsucht (vgl. Schnellenbach, a. a. 0., § 9 Rdnr. 19 m. w. N.).
Beantragt ein bei der Deutsche Telekom AG beschéftigter Beamter eine Versor-
gu ngsauskun nach § 49 Abs. 10 Beamt\/G, die erkennbar mit einer ins Auge ge-
fassten Versetzung in den vorzeitigen Ruhestand in Zusammenhang steht, so ist die
zusténdige Stelle verpflichtet, die f|'Jr die erbetene Auskunft notwendigen Daten
sorgféiltig zu ermitteln und die Auskun auf der Grundlage dieser Daten nach den
marsgeblichen Bestimmungen des BeamtVG .ohne Rechtsfehler zu erstellen. Diese
Verpflichtung hat die Beklagte durch ihre Auskunft vom 28.04.2011 gegenilber dem
Kléger in fiirsorgewidriger Weise nicht beachtet.
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Eine andere Beurteilung ergibt slch auon nicht aus § 49 AbS- 10 $811 2 3e9m'lVG-
Nach dieser Vorschrift steht die Auskunft unter dem Vorbehaitkiinftiger Sach- und

Recntsénderunen sowie der Richtigkeit und Vollsténdigkeit der zugrunde liegenden
Daten. Auf die sich daraus ergebende Unverblndlichkeit der Versurgungsauskun
kann sich die Beklagte nicht berufen. Wie sich aus dem klaren und unmissversténd-
lichen Wortiaut des § 49 Abs. 10 Satz 2 BeamtVG erglbt, darf der Empfénger einer
Versorgungsauskun: nur in zweifacher Hinsicht nicht auf deren inhaltllche Aussagen
vertrauen. Andert slch nach Erteilung der Auskunft die Sach- oder Rechtslage, bean-
sprucht die erteilte Auskunft keine Geltung meh r. Dieser Vorbehalt greift ein, wenn
sich nachtraglich diejenlgen Tatsachen (Sachlage) oder diejenlgen Rechtsvorschrif-
ten éindern, die fur den Auskunsgegenstand, also den Anspruch auf Versorgungs-
bezuge, von entscheidungserheblicher Bedeutung sind (vgl. PIogNViedow, BBG,
Band 2, § 49 Rdnr. 165). Dartiber hinaus endet die Geltungedauer der Auskunft,
wenn die ihr zugrunde iieenden Daten nicht richtlg oder unvollsténdig sind. Dies gilt
unabhngig davon, ob slch die Unrichtigkeit oder Unvollstéindigkeit der Daten zu-
gunsten oder zulasten cles Beamten auswirkt und ob die Unrlchtigkelt von dam Be- ,

amten oder dem Dienstherrn verursacht worden ist (vg I. PlogNViedow, a. a. 0., § 49
Rdnr. 166). Belde Fallkonsteilationen sind hier nicht gegeben. Weder hat slch nach
Erteilung der Versorgungsauskunfi vom 28.04.2011 die Sach- oder Rechtslage geéin-
de noch beruht die Auskunft auf unrichtigen oder unvollsténdigen Daten. Vielmehr
hat die Bekiagte die richtig und volisiéndig ermittelten Daten ber die Ausbiidungszeit
des Klétgers reehtiich unzutreffend gewurdigt. Dieser Rechtsfehler erfasst nlcht den in
§ 49 Abs. 10 Satz 2 BeamtVG normierten Vorbehali der Auskun.

b) Die fehlerhafte Auskunft vom 28.04.2011 hat den Kléger nach seinem Vorbringen
bewogen, seinen schriftlichen (Formblatt-)Antrag auf Yersetzung in den vorzeitigen
Ruhestand vom 13.04.2011 nicht zuruckzunehmen. Der Kléger hat seinen diesbe~
zilglichen schriftsatziichen Vortrag In der mtindiichen \/erhandlung nélher erlautert. Er
hat ausgefuhrt, er habe slch bereits vor Abgabe seines schriftlichen Antrags ber das
Internet seine Versorgungebezge ausrechnen lessen. Die Auskunft, die er auf
diesem Wege erhalten habe, sei beztiglich seiner Ausbildungszelt mit der schrift-
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lichen Auskunft vom 28.04.2011 identisch gewesen. Zudem hétten auch zwei schri-
liche Ausknfte, die ihm die Beklagte im Jahre 2006 erteili habe, die Anrechnung der
Ausblldungszeit enthalten. Hétte die Versorgungsauskunft vom 28.04.2011 die Aus-
bi|dung§zeit nlcht (mehr) als ruhegehaltféihige Dienstzeit berucksichtigt, hétte er ent-
sprechend der bei der Deutsche Telekom AG geilbten Praxis seinen Antrag auf Ver-
setzung in den vorzeitigen Ruhestand zurilckgenommen. Damals hétten viele Kolle-
gen zunéchst einen solchen Antrag gestellt, sich sodann ihre Versorgungsbezge
ausrechnen lassen und nach Erhalt der Auskun ihren Antrag zurckgezogen, wenn
sie mit der Hhe der Vereorgungsbezge nicht einverstanden gewesen wren. Diese
Mbglichkeit zur Rcknahme des Antrags habe die Deutsche Telekom AG bis etwa
elnen Monet vor dem geplanten Eintritt in den Ruhestand zugestanden. Fur ihn habe
dlese Mbglichkeit nicht bestanden. Bis zum Erlass des Ruhestandsversetzungsbe-
scheldes vom 28.0_7.201 1 sei er von der Richtigkeit des ihm. durch die Versorgungs-
auskunft vom 28.04.2011 mitgeteilten Ruhegehaltssatzes von 65,69 v. H. ausgegan-
gen.

Des Gericht sieht keinen Anlass, diese klaren und widerspruchsfreien Angaben des
Klégers in Zweifel zu ziehen. Die Beklagte lst diesem Vorbrlngen, dessen wesent-
licher Kern bereits den Schrisatzen des Klagers zu entnehmen ist, nicht substantiiert
entgegengetreten.

_

c) Durch die infolge der fehlerhaften Versorgungsauskunft vom 28.04.2011 unterb|ie-
bene Rllcknahme seines Antrags auf Versetzung In den vorzeitigen Ruhestand Est
belm Kléger ein Vermgensschaden eingetreten. Seine Versorgungsbezge fallen
nunmehr deutlich geriner aus, als er aufgrund der Versorgungsauskunft vom
28.04.2011 erwarlen durfte. Nach seinen nachvollziehbaren Angaben mindern sich
seine Versorgungsbezuge durch den nunmehr festgesetzten Ruhegehaltssatz von
59,95 v. H. gegenuber dem Ruhegehaltssatz von 65,69 v. H. um monatlich 205,- €.
Entgegen der Auffassung der Beklagten schliet auch nicht die Vorschrift des § 3
Abs. 2 Satz 1 BeamtVG die Annahme eines Vermdgensschadens aus. Danach sind
Zusicherungen, Vereinbarungen und Vergleiche, die dem Beamten eine hbhere als
die ihm gesetzlich zustehende Versargung verschaffen sollen, unwirksam. Um eine
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solche Fallkonstellatlon gent es hie: nlcht. Das Rechteschuizbegehren des Kléigers
zielt nicht auf die Gewahrung ihm gesetzlich nicht zustehender Versorgungsbezge.

Vielmehr begehrt er im Wege des Schadensersatzes so gestellt zu warden, als ob
seinen Versorgungsbeztlgen ab dam 01.09.2011 eln Ruhegehaltssatz von 65,69 v. H

zugrunde zu legen ware. Diesen Anspruch sch1ie13.t§ 3 Abs. 2 Satz 1 Beamt\/G nicht
BUS.

Dem Schadensersatzanspruch steht auch nicht die Schadensabwendungspfllcht des
Klégers entgegen. Nash der sténdigen Rec-htsprechung des Bundesverwaltungsge~
richts (vgl. Urt. v. 18.04.2002 - 2 ‘C 19.01 -, N_VwZ-RR 2002, 620) tritt eine Ersatz-
pflicht ftlr rechtswidriges staatliches Handeln nach dem In § 839 Abs. 3 BGB enthal-
tenen Rechtsgedanken nicht ein, wenn der geschédigte Beamte mgliche Antrége
und Rechtsbenelfe unmittelbar gegen die beanstandete Entscheidung, insbesondere
gerichtllchen Rechtsschutz, ohne hinreiehenden Grund nicht in Anspruch genommen
hat. Dem Kléger war es nicht mtiglich, den Schadenseintritt durcn Rechtsbehelfe ab-
zuwenden. Seine Klage gegen den versorgungsfestsetzungsbescheid vom
01.09.2011 ist erfolglos eblieben. Nach Erlass dieses Bescheides konnte er auch
nicht mit Aussicht auf Erfolg seinen Antrag auf Versetzung in den vorzeitigen Rune-
stand anfechten. lnsbesondere hatte Ihn die Beklagte nicht gem. § 123 Abs. 1 BGB
durch arglistige Téuschung oder widerrechtlich durch Drohung zur Abgabe seines
Antrags bestimmt. Bei Abgabe dieses Antrags befand sich der Klager auch nlcht In
einem lnhalts- oder Erk_lérungsirrtum i. S. d. § 119 Abs. 1 BGB. Vielmehr lag ein fur
elne Anfeehtung dleser Erklarung unbeachtlicher Movirrtum vor. Soweit der Kléger
im laufenden Verfahren vorgetragen hat, bet Kenntnis des tatschllchen Ruhege-
haltssatzes von 65,69 v. H. hétte er seinen Antrag auf Versetzung in den vorzeitigen
Ruhestand nicht gestellt bzw. zurilckgenommen, were es Sache der Beklagten ge-
wesen. dem Klger ggf. eln Angebot zur Reaktivierung zu unterbreiten. Mangels
eines solchen Angebots kann offenblelben, ob der Kléger ein solches im Rahmen
seiner Schadensabwendungspflicht hétte annehmen mssen.
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d) Die aufgezeigte Pichtverletzung der Bektagten hat adéquat kausa! und schuldhaft
zu dem eingetretenen Schaden geflihrt. Der die F ilrsorgepicht gegenber dem Kid-
ger wahrnehmende Amtswalter der Deutscha Telekom AG hat die Versorgungsaus-
ku nft vom 28.04.2011 nicht mit der gebote nen Sorgfalt érstellt.

Als unterliegender Teil hat die Beklagte gem. § 154 Abs. 1 VwG0 die Kosten des
Verfahrens zu tragen.

Der Ausspruch ber die vorléuge Vollstreckbarkeii folgt aus §§ 167 VwGO, 708 ‘

Nr. 11, 711 ZPO.

Eina Zulassung der Berufung gem. § 124 a Abs. 1 Satz 1 VwG0 kommt nicht in Be-
tracht. da die Grnde des § 124 Abs. 2 Nr. 3 oder Nr. 4 VwGO nicht vorliegen. .

Rechtsmittelbelehrung

Die Bateiligten kénnen die Zulassung der Berufung gegen dieses Urteil beantragen.
Der Antrag auf Zulassung der Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung
des vollstandigen Urteils bei dem

Verwaltungsgericht Gielien
Marburger Str. 4
35390 Gienen

-

zu stellen. Er muss das angefochtene Urteil bezeichnen. Innerhalb von zwei Monaten
nach Zustellung desvollsténdigen Urteils sind die Grtinde darzulegen, aus denen die
Berufung zuzulassen ist. Die Begrndung ist, soweit sie nicht berelts mit dem Antrag
vorgelegt wird, bei dem

'

Hesslschen Verwaltungsgerichtshof
Brder-Grimm-P|atz1 -3
34117 Kassel

einzureichen.
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Die Berufung ist nur zuzulassen, wenn

1. ernstliche Zweifel an der Richtlgkeit des Urtells bestehen,2. die Rechtssache besondere tatséchliche oder rechtliche Schwierigkeitén auf-weist,
3. die Rechtssache grundsétzliche Bedeutung hat,4. das Urteil von einer Entscheidung des Obervenualtungsgerlchts, des Bundes~verwaltungsgerichts, des Gemelnsamen Senats der obersten Gerichtshdfedes Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieserAbwelch ung beruht Oder
5. ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender verfahrensmangelgeltend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.

Vor dem Hesslschen Vewvaltungsgerichtshof besteht geméll § 67 Abs. 4 VwGO Ver-tretungszwang. Dies gilt auch fur Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren beim
Hessischen Verwaltungsgerichtshof eingeleitet wlrd. '

Bel den hesslschen Verwaltungsgerichten und dem Hessischen Verwaltungsge-
richtshof knnen elektronische Dokumente nach Magabe der Verordnung der Lan-dasregierung ber den elektronlschen Rechtsverkehr bei hessischen Gerichten und
Staatsapwaltschaen vom 26. Oktober 2007 (GVBI. I, S. 699) elngereicht werden.
Auf die Notwendig-keit der qualizierten digitalen Slgnatur be! Dokumenten, die einem
schriftlich zu unterzeichnenden Schriftstllck gleichstehen, wird hingewiesen (§ 55a
Abs. 1 Satz 3 VWGO).
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